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Als das Abenteuer Afghanistan 
2001 mit der Petersberger 
Konferenz in Bonn begann, 

wurde davon ausgegangen, dass das 
Land mit einem militärischen Einsatz 
in einigen Jahren befriedet werde. Bis 
sich die internationale Gemeinschaft 
diese Fehlanalyse eingestand, vergin-
gen wertvolle Jahre. Bonn 2011 sollte 
eine Antwort auf diese Erkenntnis 
sein. 

Bei der Bonner Afghanistan-Kon-
ferenz 2011 stand daher die Zivilge-
sellschaft des Landes im Mittelpunkt. 
UN-Generalsekretär Ban Ki-Moon 
verkündete, dass internationale Hilfe 
für Afghanistan in Zukunft vor allem 
„in nicht-militärischer Form“ gelei-
stet werde. Bundeskanzlerin Angela 
Merkel betonte vor den versammel-
ten 1000 Delegierten aus 85 Län-
dern und den Vertreter(inne)n von 
15 NRO, dass Sicherheit ohne zivilen 
Wiederaufbau nur eine Fassade sei. 
Im Rückblick erscheint die Afgha-
nistan-Konferenz 2011 in Bonn selbst 
als bröckelige Fassadenveranstaltung. 

Der Teilabzug westlicher Kampftrup-
pen der ISAF (International Security As-
sistance Force) aus Afghanistan in 2014, 
zu dessen Vorbereitung die Bonn-
Konferenz beitragen sollte, ist mitt-
lerweile vollzogen. Die Folgen sind 
problematisch und fördern das Ge-
deihen der zarten Pflanze Zivilgesell-
schaft ganz und gar nicht. Im Rück-
blick erscheint der Abzugsprozess 
voreilig und inkonsequent; er kon-
terkariert die damals gegebenen Ver-
sprechen.

Die Konsequenz war  
politisches Chaos

Militärisch konnten sich die afgha-
nischen Sicherheitskräfte auf die 
neuen Aufgaben kaum vorberei-
ten. Finanziell war der weitere Pro-
zess ungenügend abgesichert und 
die innenpolitischen Turbulenzen 
im Zuge der vergeigten Präsident-
schaftswahl 2014 stürzten das Land 
in ungeahnte Schwierigkeiten. Den 
Afghaninnen und Afghanen wurde 
von internationaler Seite eine „na-

tionale Einheitsregierung“ oktroy-
iert, die alles, aber nicht einig ist. Die 
Konsequenzen sind politisches Cha-
os, finanzielle Engpässe und eine 
dramatische Verschlechterung der 
Sicherheitslage.

Der kurze Frühling der afghanischen 
Zivilgesellschaft, so dräut es längst, 
ist schon vorbei, bevor ihre ersten 
Knospen erblühten. Dabei hatten 
Afghanistans engagierte Reform-
kräfte gerade angefangen zu verste-
hen, wie es gehen könnte. Mit dem 
Einmarsch der internationalen Trup-
pen und dem sie begleitenden Wie-
deraufbau-Geld wurden nach 2001 
zum ersten Mal in der Geschichte 
des Landes politische Freiräume ge-
schaffen. 

Die Kritik, dass die darin aufkei-
mende Zivilgesellschaft fremdbe-
stimmt ist und an den echten Bedürf-
nissen der Bevölkerung oft genug 
vorbei agierte, ist nicht ganz von der 
Hand zu weisen. Galt es doch, in 
einem völlig verarmten Land gigan-
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tische Hilfsbudgets gemäß den Ar-
beitszyklen westlicher Parlamente 
auszugeben. Doch Afghanistans jun-
ge Aktivist(inn)en lernten, begeistert 
und idealistisch, damit umzugehen 
und durchaus eigene Visionen eines 
besseren Afghanistans zu entwickeln. 

Bonn 2011 erweckte bei ihnen da-
her größte Hoffnung. Zunehmend 
selbstbewusster und besser informiert 
machten sie sich an die Arbeit, für die 
sie wähnten, ausreichend Zeit zu ha-
ben. Bis mindestens 2024. So lautete 
die ursprüngliche Ankündigung des 
westlich dominierten Truppenbünd-
nisses. Doch bereits im Mai 2014 kün-
digte US-Präsident Barack Obama 
den Abzug des überwiegenden Teils 
der US-Truppen an – und entzog da-
mit langfristigen Commitments ins-
geheim den Boden. 

Erneut Gewalt und eine rapide 
Destabilisierung

Der Süden Afghanistans ist seit Jahr-
zehnten eine Krisenregion. Afgha-
nische zivile Aktivisten lebten und 
arbeiteten dort unter Lebensgefahr. 
Mitarbeitende ausländischer NRO 

wagten sich nur in gepanzerten Wa-
gen und in Begleitung militärischer 
Konvois in die Problemdistrikte des 
Südens. Sie vermittelten dabei das 
Bild einer militärisch gestützten und 
eben westlich gesponserten zivilen 
Wiederaufbauarbeit. 

Heute ist ein normales Arbeiten der 
mit Gebergeldern agierenden Zivil-
gesellschaft nahezu im ganzen Land 
problematisch. Mehrere Provinzen 
befinden sich bereits in der Hand 
der aufständischen Taliban. Ihr Vor-
marsch ist quasi das Aus für die Zivil-
gesellschaft, denn sie erklärten bereits 
vor dem Abzug der ausländischen 
Truppen, dass nun auch die zivilen 
Helfer und Akteure der afghanischen 
Zivilgesellschaft legitime Ziele in ih-
rem Kampf seien. Denn die Zivilge-
sellschaft sei schließlich Teil der Ge-
samtstrategie des Westens. Hinzu 
kommen neue Bedrohungen durch 
radikalere und brutalere Gruppen, 
wie den Anhängern des „Islamischen 
Staates“ (IS) und abtrünnigen Hardli-
nern aus den Reihen der Taliban.

Insbesondere zum Entsetzen der 
Bundesrepublik, die hier ihr Aufga-

bengebiet sah, erlebt seit 2014 auch 
der Norden des Landes eine rapi-
de Destabilisierung. Durch Macht-
kämpfe im Regierungsapparat und 
finanzielle Engpässe wurden dort 
einst starke afghanische Sicherheits-
kräfte geschwächt. Die Lücke füllten 
die Taliban, IS und altbekannte War-
lords. Die Provinz Badakhshan, in 
der über zehn Jahre ausländische zi-
vile Helfer und zivilgesellschaftliche 
Initiativen fast ungehindert arbei-
teten, ist heute Schauplatz heftiger 
Kämpfe zwischen Regierungstrup-
pen und Aufständischen. Zahlreiche 
NRO zogen sich, nach Abwägung 
der Sicherheitsrisiken, aus der Regi-
on zurück. Lokale Mitarbeiter und 
Aktivisten fürchteten um ihr Leben 
und begaben sich nicht selten auf 
die Flucht.

Auch in der Hauptstadt Kabul oder 
dem sicher geglaubten Masar-e Scha-
rif und Herat macht sich Angst breit, 
besonders nach einem der schwers-
ten Anschläge auf eine Kabuler 
Großdemonstration am 25. Juli, 
bei dem 80 Menschen getötet wur-
den. Zahlreiche Vertreter der afgha-
nischen Zivilgesellschaft trauen sich 

Im November 2014 ließen die von der UN 
organisierten Debatten zum Thema Gewalt 
gegen Fauen noch Hoffnung bei afgha-
nischen Frauen aufkeimen. Vertreter/-in-
nen aus Wissenschaft, Religion und Politik 
berieten über Maßnahmen zum Schutz 
vor Gewalt. Bildung für Frauen, Teilhabe 
an politischen Entscheidungsprozessen, 
Entschädigung der Opfer wurden als ent-
scheidende Maßnahmen hervorgehoben. 
Die Debatten wurden landesweit im Radio 
und Fernsehen übertragen. 

Bild: UNAMA News bei flickr.com (CC BY-NC 2.0)
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seitdem nicht mehr in die Öffent-
lichkeit. Sie hatten die Veranstaltung 
mitorganisiert, in der gegen geän-
derte Pipeline-Trassen zum Nachteil 
der verarmten Zentralregionen pro-
testiert werden sollte. Die Taliban, 
so scheint es, sind wieder dabei, ihre 
altbewährten „hybriden Kampfme-
thoden“ anzuwenden: Bombenat-
tacken auf Menschenmengen und 
koordinierte Anschläge in Groß-
städten.

Frauenaktivistinnen warnten 
vor dem Truppenabzug

Wen verwundert es, dass angesichts 
der rasant steigenden Zahl ziviler Op-
fer und ununterbrochener Gewalt die 
Aufmerksamkeit für die frisch errun-
genen Frauenrechte schnell versiegt? 
Dabei gehören deren gesetzliche Ver-
ankerung zu den erfolgreichsten Bei-
trägen internationalen Engagements 
nach 2001. Es waren vor allem afgha-
nische Frauenaktivistinnen, die vor 
dem US-Truppenabzug eindringlich 
gewarnt hatten. Ihre Organisationen 
hatten das, was nun folgt, bereits 
klar vorausgesehen: Dem Truppen-
abzug folgte das sinkende Interesse 
der Geberländer. Und diesem dann 
der Rückzug oder zumindest die dra-
stische Präsenzminimierung zahl-
reicher internationaler NRO. 

Im Zuge der afghanischen Verunsi-
cherung konnten sich vor allem er-
neut konservative und religiös-fun-
damentalistische Stimmen in der 
afghanischen Öffentlichkeit Gehör 
verschaffen. Sie wettern gegen west-
liche Manipulation, unislamische 
Werte und recht unverhohlen auch 
gegen die Frauenemanzipation. 

Die Folge sind Gewalt und systema-
tische Einschüchterung der sicht-
barsten aller afghanischen Frauen: 
den Aktivistinnen und ihren Organi-
sationen. Dort, wo einst echter Auf-
bruch herrschte, an den Universi-
täten, erleben Studentinnen Gewalt 
und aggressives, patriarchales Isla-
mistentum. Es scheint, als ob der 

Kampf um die Gleichberechtigung 
am Hindukusch zunächst verloren ist. 

Medienmacher fühlen sich 
heute wieder ernsthaft bedroht

Ein bis vor kurzem überall im Land 
sichtbarer Erfolg der afghanischen 
Reformkräfte war die quirlige Me-
dienlandschaft. Nach dem Sturz des 
Taliban-Regimes bildeten auslän-
dische zivile Initiativen und Institu-
tionen Tausende afghanischer Jour-
nalistinnen und Journalisten aus. Auf 
dieser Grundlage entstand in Af-
ghanistan, trotz gelegentlicher Dro-
hungen und Angriffe auf die Pres-
sefreiheit, eine der energischsten 
Medienkulturen Zentral- und Süda-
siens. 

Seit Jahrzehnten verdorrte Journa-
listenverbände lebten wieder auf, 
man gab sich demokratische Sat-
zungen und begann beherzt die 
Aufgaben der vierten Gewalt anzu-
gehen. Doch auch dieser Sektor der 
afghanischen Öffentlichkeit und Zi-
vilgesellschaft leidet inzwischen 
sichtlich unter dem Mangel an fi-
nanzieller und politischer Unterstüt-
zung – und damit an Schutz- und 
Spielräumen. Seit dem Selbstmord-
anschlag auf einen Bus des Fernseh-
senders Tolo TV Anfang des Jahres, 
der acht Journalistinnen und Jour-
nalisten das Leben kostete, fühlen 
sich viele Medienmacher ernsthaft 
bedroht. Gewalt gegen Journalisten 
durch wiedererstarkte Warlords, de-
nen die kritische Berichterstattung 
missfällt, unterminieren die Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Jour-
nalisten zusätzlich.

Auch hier versiegte ab 2014 der zu-
nächst gewaltige Strom an finanzi-
ellen Hilfestellungen aus dem We-
sten. Sicherheitsgründe wurden auch 
in diesem Sektor dafür angeführt, 
doch in zahlreichen westlichen Bot-
schaften war auch die Rede vom 
Gesundschrumpfen der künstlich 
ernährten afghanischen Graswurzel-
Medienhäuser. 

Fonds gibt es nur für  
umfangreiche Projekte

Vielleicht mehr als andere Entwick-
lungsländer leidet Afghanistan an 
der Ungleichzeitigkeit der gewaltigen 
Entwicklungen, die das Land in den 
vergangenen beiden Jahrzehnten so 
massiv geprägt hat: Obwohl Afgha-
nistan-Portfolios oft die dicksten in 
den westlichen Entwicklungsmini-
sterien sind, ist es für die genuin ge-
wachsene Zivilgesellschaft immer 
schwieriger geworden, an Unterstüt-
zung zu kommen. 

Die aufgelegten Fonds sind zu groß 
und können in vielen Fällen nur noch 
in sehr großen Tranchen und meist 
nur noch von zivilgesellschaftlichen 
Konsortien abgerufen werden. Die 
EU zum Beispiel bearbeitet Projekt-
anträge unter zwei Millionen Euro 
nicht einmal mehr. Denn, so heißt es 
bei der EU-Vertretung in Kabul, der 
Arbeitsaufwand übersteige sonst den 
Finanzierungsbetrag.

Ein solches „Verwaltungsopfer“ sind 
zum Beispiel die afghanischen Fo-
rensiker, die sich in der Organisation 
der Forensiker (FSO) zusammenge-
schlossen haben. Ihr Projekt ist denk-
bar einfach, aber enorm wichtig: Sie 
suchten nach den überall im Land 
schnell in Vergessenheit geratenen, 
aber verstreuten Massengräbern des 
grausamen afghanischen Bürger-
krieges. Damit wollten sie die letzten 
Beweise sichern, die einer künftigen 
Aufarbeitung der eigenen Geschichte 
zur Grundlage werden könnten. „Wir 
haben viele Botschaften und die EU 
abgeklappert, aber alle schlugen uns 
die Tür vor der Nase zu, weil wir für 
diese Arbeit jährlich nicht mehr als 
50.000 Euro benötigten“, sagt Sayed 
Mohammad Jawid, der Chef der FSO.

Mitglieder dieser „inoffiziellen“ 
NRO-Szene Afghanistans, solche 
wie FSO, haben sich zwar zu einem 
Koordinationskomitee zusammen-
getan, weil sie allein kaum an die Fi-
nanztöpfe herankommen konnten. 
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Das koordinierte Vorgehen hat die-
sen Gruppen allerdings keine groß-
en Vorteile gebracht, weil ihnen das 
fehlt, was westliche Geberorganisati-
onen bevorzugen: perfektes Auftre-
ten, polierte Anträge – und das alles 
in der üblichen Sprache der Entwick-
lungszusammenarbeit. 

Kein Wunder, dass sich die Welt der 
afghanischen Zivilgesellschaft auf-
teilt in diejenigen mit Zugang zu den 
westlichen Gebern und denjenigen 
ohne Einladung zu Botschafts-Din-
nern. Während die offiziell Einge-
ladenen ihre Anbindung verständli-
cherweise auch zum eigenen Vorteil 
nutzten, werfen ihnen die anderen er-
bittert vor, auch inhaltlich von Geld-
gebern abhängig zu sein und verwei-
gern oft genug die Kooperation. 

Skandinavische Länder, die bis vor 
kurzem die NRO bei ihrer Arbeit 
kräftig unterstützten, haben die-
se Hilfe fast ganz eingestellt. Auch 
die Bundesregierung verkündet ei-
nerseits, dass die Unterstützung bis 
2020 weitergehen würde, unter der 
Hand warnen Mitarbeiter des Aus-
wärtigen Amtes ihre bisherigen Ko-
operationspartner in Afghanistan: 
„Wickeln Sie alle ihre Aktivitäten 
langsam ab!“

In den Fallstricken der Politik

Sicherheits- und Finanzierungspro-
bleme sind nicht die einzigen He-
rausforderungen für die afghanische 
Zivilgesellschaft. Längst hat die af-
ghanische Regierung den politischen 
Druck erhöht 

Besonders, wenn es um die heiklen 
Beziehungen zwischen Afghanistan 
und Pakistan geht, reagiert die Gha-
ni-Regierung allergisch. Der Nati-
onale Sicherheitsrat ist misstrauisch 
geworden. Daher sitzen Mitarbei-
ter einer neugegründeten Abteilung 
des von Hanif Atmar geführten 
Nationalen Sicherheitsrates inzwi-
schen in jeder Veranstaltung, in der 
über die nachbarschaftlichen Bezie-

hungen mit Beteiligung von zivilge-
sellschaftlichen Organisationen aus 
beiden Ländern diskutiert wird. Das 
verunsichert. Und die zarten Ge-
spräche, die helfen sollen, Frieden zu 
schaffen, enden oft fruchtlos. In Ka-
bul wird diese Maßnahme schnörkel-
los „Disziplinierung der Zivilgesell-
schaft“ genannt.

Auch die afghanischen Gewerk-
schaften, ein zumeist gerne vom 
Westen übersehener Teil der afgha-
nischen Zivilgesellschaft, begegnen 
zunehmend Hindernissen. Der seit 
den 1960er-Jahren tätige Gewerk-
schaftsdachverband NUAWE (Nati-
onal Union of Afghanistan’s Workers and 
Employees) kann zurzeit seine Arbeit 
nicht fortsetzen, weil die Ghani-Re-
gierung sich direkt in innergewerk-
schaftliche Probleme einmischte. 
Ghani hat eine Untersuchung ange-
ordnet wegen angeblicher Korrup-
tionsvorwürfe, anstatt die Gewerk-
schaften alleine ihre Zwistigkeiten 
ausräumen zu lassen.

Außerdem bricht Kabul oft genug 
die in Bonn gemachten Verspre-
chungen. Trotz Vereinbarungen fin-
det bis heute kaum eine Beteiligung 
der Zivilgesellschaft in den demokra-
tischen Reformprozessen des Lan-
des statt. Letztens wurde der Vertre-
ter der Medien, der Vorsitzender der 
Nationalen Journalistenunion Afgha-
nistans (ANJU), Fahim Daschti, aus 
der Wahlreformkommission ausge-
schlossen, nachdem er durch kritische 
Aussagen auffiel. Eine Gängelung, 
soviel ist längst augenscheinlich, ist 
in vollem Gange, schließlich schau-
en die westlichen Geber ja nicht mehr 
allzu genau hin. 

Ob eine Einbindung afghanischer 
Reformkräfte und der Zivilgesell-
schaft gegenwärtig die Krise und 
den Kurs der Kabuler Regierung 
überhaupt noch positiv beeinflus-
sen könnte, mag dahingestellt sein. 
Denn der Vertrag, der die beiden 
konkurrierenden politischen Lager 
des Landes, oder anders gesagt Asch-

raf Ghani versus Abdullah Abdullah, 
zur Zusammenarbeit in einer „Nati-
onalen Einheitsregierung“ verpflich-
tet, läuft bereits im September aus. 
Internationaler Druck, den unglück-
seligen Vertrag zu verlängern, fruch-
tet bislang nicht. Im Machtkampf 
der beiden Lager scheint sich Präsi-
dent Aschraf Ghani gegenüber sei-
nem sogenannten CEO (Chief Execu-
tive Officer) Abdullah durchzusetzen. 
Das deutet auf noch turbulentere po-
litische Zeiten hin. Die Zeichen ste-
hen deshalb nicht nur für die Zivil-
gesellschaft in Afghanistan, sondern 
auch für das ganze Land eher auf 
Sturm, denn auf demokratischen 
Wiederaufbau.
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